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                                                                                                                                                                                               Az.: 7/55203-41-10/96 Winnweiler – Renaturierung der Alsenz im Bereich der Weiherwiesen
E R G E B N I S P R O T O K O L L

der standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalles nach § 7 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit Nr. 13.18.2, Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG im Rahmen des Plangenehmigungsverfahrens nach § 68 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) zur Renaturierung der Alsenz im Bereich der Weiherwiesen (Gewässer III. Ordnung), Gemarkung Winnweiler, Verbandsgemeinde Winnweiler
I. Sachverhaltsdarstellung

Die Alsenz (Gewässer III. Ordnung) soll im Bereich der Weiherwiesen in der Ortsgemeinde Winnweiler auf einer Länge von ca. 617 m im Rahmen der „Aktion Blau Plus“ renaturiert werden. Gleichzeitig sollen im Sinne der EU-Wasserrahmenrichtlinie Maßnahmen zur Wiederherstellung eines natürlich geschwungenen Verlaufs (Verlegung) sowie der Gewässerunterhaltung durchgeführt werden, sodass ein „gutes ökologisches Potenzial“ in ökologischer und chemisch-physikalischer Hinsicht erreicht werden kann.

Das Plangebiet liegt in der Gemarkung Winnweiler, Verbandsgemeinde Winnweiler, Donnersbergkreis.
Für die Durchführung dieser Ausbaumaßnahme hat die Ortsgemeinde Winnweiler ein Wasserrechtsverfahren nach § 68 WHG beantragt.
II. Genehmigungsverfahren

Die Renaturierung der Alsenz im Bereich der Weiherwiesen (Gewässer III. Ordnung) stellt einen Gewässerausbau dar, der grundsätzlich einer Planfeststellung durch die zuständige Wasserbehörde, hier die Untere Wasserbehörde der Kreisverwaltung Donnersbergkreis, nach § 68 Abs. 1 WHG, bedarf.
Für einen Gewässerausbau, für den nach dem UVPG keine Verpflichtung zur Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht, kann anstelle eines Planfeststellungsbeschlusses eine Plangenehmigung nach § 68 Abs. 2 WHG erteilt werden.
Das Vorhaben ist unter Nr. 13.18.2, Spalte 2 der Anlage 1 zum UVPG aufgeführt und unterliegt somit den Bestimmungen des UVPG. Gemäß § 7 Abs. 2 UVPG ist eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles durchzuführen.

III. Standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalles

Im Rahmen der standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalles ist nach § 7 Abs. 2 UVPG in erster Stufe zu prüfen, ob das Vorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde aufgrund überschlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der in der Anlage 3 Nummer 2.3 zum UVPG aufgeführten Schutzkriterien besondere örtliche Gegebenheiten aufweist. Ergibt die Prüfung in erster Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht. Ergibt die Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, so prüft die Behörde auf zweiter Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien, ob das Neuvorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele des Gebietes betreffen und nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Die UVP-Pflicht besteht, wenn das Neuvorhaben nach Einschätzung der zuständigen Behörde solche Umweltauswirkungen haben kann.
Die Antrags- und Planunterlagen zur Durchführung des Wasserrechtsverfahrens wurden mit den entsprechenden Unterlagen zur Beurteilung der Umweltverträglichkeit, mit Schreiben vom 31.01.2020, eingereicht.
Auf Grundlage einer „Vorprüfung des Einzelfalles nach § 7 Abs. 2 UVPG zum Plangenehmigungsverfahren für die Renaturierung der Alsenz im Bereich der Weiherwiesen (Gewässer 3. Ordnung) in Winnweiler, des Ingenieurbüro Monzel-Bernhardt, Morbacherweg 5, 67806 Rockenhausen vom Januar 2020, wurde anhand des Kriterienkatalogs der Anlage 3 Nummer 2  zum UVPG die standortbezogene Vorprüfung vorgenommen.
IV. Ergebnis der standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalles

Stufe 1
2.3 Belastbarkeit der Schutzgüter unter besonderer Berücksichtigung folgender Gebiete und von Art und Umfang des ihnen jeweils zugewiesenen Schutzes (Schutzkriterien)
2.3.1 Natura 2000-Gebiete nach § 7 Abs. 1 Nr. 8 BNatSchG

Das Vorhaben liegt außerhalb solcher Gebiete. 
2.3.2 Naturschutzgebiete gem. § 23 BNatSchG

Das Vorhaben liegt außerhalb solcher Gebiete.

2.3.3 Nationalparke nach § 24 BNatSchG

Das Vorhaben liegt außerhalb solcher Gebiete.
2.3.4 Biosphärenreservate und Landschaftsschutzgebiete gem. §§ 25 und 26 BNatSchG
Das Vorhaben liegt außerhalb solcher Gebiete.
2.3.5 Naturdenkmäler nach § 28 BNatSchG

Das Vorhabengebiet liegt außerhalb solcher Gebiete.
2.3.6 Geschütze Landschaftsbestandteile nach § 29 BNatSchG

Es sind keine GLBs im Untersuchungsgebiet ausgewiesen.
2.3.7 Gesetzlich geschützte Biotope gemäß § 30 BNatSchG

Im unmittelbaren Planungsbereich befinden sich die pauschal nach § 30 BNatSchG geschützten Biotope „Hochstaudenried südlich Bahnhof Winnweiler“ (BT-6413-126-2010), „Nasswiese südlich Bahnhof Winnweiler“ (BT-6413-1257-2010), „Schilfröhricht am Bahnhof Winnweiler“ (BT-6413-1255-2010) und „Großseggenried am Bahnhof Winnweiler“ (BT-6413-1254-2010).
2.3.8 Wasserschutzgebiete nach § 51 WHG, Heilquellenschutzgebiete nach § 53 Abs. 4 WHG, Risikogebiete nach § 73 Abs. 1 WHG sowie Überschwemmungsgebiete nach 
§ 76 WHG

Im Vorhabenbereich selbst keine vorhanden.
2.3.9 Gebiete, in denen die Gemeinschaftsvorschriften festgelegten Umweltqualitätsnormen bereits überschritten sind.

Nicht vorhanden.
2.3.10 Gebiete mit hoher Bevölkerungsdichte, insbesondere zentrale Orte im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 2 Raumordnungsgesetz
Die Gemeinde Winnweiler ist im ROP Westpfalz IV 2012 als Grundzentrum ausgewiesen. Der Vorhabenbereich liegt östlich der Ortsrandlage, entsprechende Flächen werden nach derzeitigem Kenntnisstand durch das Ausbauvorhaben nicht berührt.
2.3.11 In amtlichen Listen oder Karten verzeichnete Denkmäler, Denkmalensembles, Bodendenkmäler oder Gebiete, die von der durch die Länder bestimmten Denkmalschutzbehörden als archäologisch bedeutende Landschaften eingestuft worden sind
Sind im Plangebiet nicht vorhanden.
Stufe 2

1. Merkmale des Vorhabens

1.1 Größe und Ausgestaltung des gesamten Vorhabens und soweit relevant der Abrissarbeiten
Die Alsenz entspringt im südlich gelegenen Alsenborn (am Freibad) und fließt durch den Donnersbergkreis in nördlicher Richtung bis sie bei Bad Münster am Stein – Ebernburg in die Nahe mündet (l ca. 49,9 km). Das Einzugsgebiet der Alsenz beträgt ca. 327,5 km². Als offenes Fließgewässer bildet die Alsenz als Gewässer III. Ordnung auf einer Länge von ca. 617 m den wesentlichen Eingriffsraum der geplanten Maßnahme.

Zu Beginn der Maßnahme werden vorbereitende Rodungsarbeiten am Uferbereich der Gewässerparzelle erforderlich, die zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Konflikte innerhalb der Vegetationsruhe (Zeitraum zwischen 01.10.-28.02.) stattfinden müssen. Neben der Beseitigung von Laub Bäumen, diversen Großgehölzen und Wurzelstöcken wird auch die Rodung von einzelnen Sträuchern erforderlich.

Die Renaturierung der Alsenz im Bereich der Weihenwiesen (Gewässer III. Ordnung) erfolgt auf einer Länge von ca. 617 m.
1.2 Nutzung und Gestaltung von Wasser, Boden, Natur und Landschaft 
Durch das Vorhaben der Gewässerrenaturierung wird vor allem eine Flächeninanspruchnahme des Bodens sowie des Oberflächengewässers der Alsenz vorbereitet. Durch den Erdaushub und die Geländemodellierungsarbeiten erfolgt die Neugestaltung eines Teilabschnitts des Fließgewässers. Der Einbau diverser Strukturelemente in die Gewässerparzelle sowie flankierende Bepflanzungsarbeiten werden die Gewässerstrukturgüte entsprechend den Zielen der EU-Wasserrahmenrichtlinie aufwerten. Die Alsenz wird in einen natürlich geschwungenen Verlauf verlegt. Es ergeben sich dadurch positive Folgewirkungen auf das Arten- und Biotoppotenzial, das Landschaftsbild sowie den lokalen Boden-, Wasser- und Mikroklimahaushalt. Es werden keine dauerhaften Eingriffe in den Naturhaushalt und das Landschaftsbild gemäß § 9 Abs. 1 LNatSchG vorgenommen, die einer entsprechenden Kompensation bedürfen.
1.4 Erzeugung von Abfällen im Sinne von § 3 Abs. 1 und 8 des Kreislaufwirtschaftsgesetzes

Es wird eine fachgerechte Entsorgung und Verwertung von Abfällen seitens des Maßnahmeträgers gewährleistet. Insbesondere bei der Vergabe der Bauleistungen werden entsprechende Erfordernisse für die Bauausführung verbindlich festgelegt (Beachtung der fachgerechten Entsorgungs- und Verwertungswege). Der anfallende Grünabfall im Zuge der Bauausführung kann teilweise auch vor Ort wiederverwendet werden (u.a. Einbau von Rauhbäumen im Gewässerbett als Totholzelement). Für den Erdaushub sind neben dem Wiedereinbau vor Ort auch die notwendigen Entsorgungswege zu berücksichtigten. Hier wird eine deponietechnische Verwertung mit abschließender Deklarationsprobe einzelner Teilmengen erforderlich. Anlagebedingt und betriebsbedingt ist durch das Gewässerausbauvorhaben keine Abfallerzeugung zu erwarten.
1.5 Umweltverschmutzung und Belästigung

Baubedingt können wassergefährende Treib- und Schmierstoffe in den Oberflächen- und Grundwasserhaushalt gelangen, wobei durch den fachgerechten Einsatz der Baumaschinen (u.a. fachgerechter Umgang mit Baugeräten in Gewässernähe) und eine sorgsame Bauausführung (Beachtung der Entsorgungs- und Verwertungswege) das Konfliktpotenzial erheblich minimiert werden kann. Durch das Bauvorhaben verändern sich die hydrologischen Eigenschaften des Gewässerabschnittes zumindest lokal. Insbesondere der schadlose Abfluss bei Starkregenfällen/Überschwemmungen kann durch die lokale Veränderung des Gewässerverlaufs und den Einbau von Strukturelementen, wie Strömungslenkern aber weiterhin gewährleistet werden, da das Gewässerprofil durch die geplanten Böschungsabflachungen aufgeweitet wird (Vergrößerung des Abschlussquerschnitts). Rückstauprozesse, die ggf. eine Beeinträchtigung der angrenzenden Siedlungslagen im Hochwasserfall begünstigen, sind aus der Maßnahmenkonzeption nicht zu erwarten. Durch den geplanten Gewässerausbau sind keine Umweltverschmutzungen und sonstigen Beeinträchtigungen zu erwarten.

1.6 Unfallrisiko, insbesondere mit Blick auf verwendete Stoffe und Technologien
Baubedingt können, wie bereits 1.5 dargestellt, wassergfährdende Treib- und Schmierstoffe in den Oberflächen- und Grundwasserhaushalt gelangen, sodass ein Umweltschadensfall eintreten könnte. Durch den fachgerechten Einsatz der Baumaschinen und eine sorgsame Bauausführung kann das Konfliktpotenzial erheblich minimiert werden. Mit der geplanten Gewässerrenaturierung sind keine weiteren Unfallrisiken zu erwarten.
 2. Standort des Vorhabens

Die ökologische Empfindlichkeit eines Gebietes, das durch ein Vorhaben möglicherweise beeinträchtigt wird, ist insbesondere hinsichtlich folgender Nutzungs- und Schutzkriterien unter Berücksichtigung der Kumulierung mit anderen Vorhaben in ihrem gemeinsamen Einwirkungsbereich zu beurteilen:
2.1 Bestehende Nutzung des Gebietes, insbesondere als Fläche für Siedlung und Erholung, für land-, forst- und fischereiwirtschaftliche Nutzungen, für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Verkehr, Ver- und Entsorgung (Nutzungskriterien)
Der Eingriffsbereich unterliegt derzeit der Nutzung als Feuchtgrünland. Eine zusätzliche Inanspruchnahme dieser Flächen für bspw. Bebauung/Siedlungstätigkeit ist durch die Ausweisung als § 30 Fläche sowie die örtlichen Gegebenheiten (Bodeneigenschaften, potentielles Überschwemmungsgebiet) aus heutiger Sicht ausgeschlossen. Für die Umsetzung wasserwirtschaftlicher und landschaftspflegerischer Zielsetzungen (EU-WRRL, artenschutzrechtliche Belange) erscheint das Plangebiet sehr günstig. Das Plangebiet weißt eine geringe bis mittlere ökologische Empfindlichkeit gegenüber den geplanten Veränderungen (Gewässerrenaturierung zur Umsetzung der Ziel der EU-WRRL) auf.
2.2 Reichtum, Verfügbarkeit, Qualität und Regenerationsfähigkeit der natürlichen Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Landschaft, Wasser, Tiere, Pflanzen, biologische Vielfalt des Gebietes und seines Untergrunds (Qualitätskriterien)

Dem Schutzgut Boden ist aufgrund der Tatsache, dass unversiegelter Boden generell schutzbedürftig ist und vereinzelte Böden bereits belastet sind, eine hohe Schutzwürdigkeit zuzusprechen. Die Regenerationsfähigkeit des Schutzgutes wird nutzungsbedingt eingeschränkt. Das Plangebiet weißt eine mittlere ökologische Empfindlichkeit gegenüber den geplanten Veränderungen (Gewässerrenaturierung zur Umsetzung der Ziele der EU-WRRL) auf.
Die Schutzbedürftigkeit des Grundwasservorkommens, auch unter Beachtung der bereits bestehenden (Boden-)Vorbelastungen ist hervorzuheben. Die natürliche Regenerationsfähigkeit des Schutzgutes ist gering. Das Grundwasservorkommen weißt eine durchschnittlich ökologische Empfindlichkeit gegenüber den geplanten Veränderungen auf.

Die Regenrationsfähigkeit des Schutzgutes Klima und Luft ist gering bis mittel. Das Klimapotential weißt eine geringe ökologische Empfindlichkeit gegenüber den geplanten Veränderungen auf.

Dem Schutzgut Fauna ist im Untersuchungsraum eine hohe bis sehr hohe Bedeutung einzuräumen. Die Regenerationsfähigkeit des Schutzgutes ist bei einer Extensivierung der Nutzungen – wie sie mit dem Vorhaben teilweise beabsichtigt wird – sehr hoch. Das Schutzgut weißt auf Grund des potenziell vorhandenen Artenspektrums eine mittlere bis hohe ökologische Empfindlichkeit gegenüber den geplanten Veränderungen auf.

Die Regenerationsfähigkeit des Schutzgutes Landschaftsbild ist bei den geplanten Maßnahmen, wie sie mit dem Vorhaben teilweise beabsichtigt wird, durchschnittlich. Das Schutzgut weißt eine hohe ökologische Empfindlichkeit gegenüber den geplanten Veränderungen auf.
3. Art und Merkmale der möglichen Auswirkungen

Die möglichen erheblichen Auswirkungen eines Vorhabens auf die Schutzgüter sind anhand der unter den Nummern 1 und 2 aufgeführten Kriterien zu beurteilen; dabei ist insbesondere folgenden Gesichtspunkten Rechnung zu tragen:
3.1 der Art und dem Ausmaß der Auswirkungen, insbesondere, welches geographische Gebiet betroffen ist und wie viele Personen von den Auswirkungen voraussichtlich betroffen sind,

Die beschriebenen Auswirkungen können durch angepasste Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen weitestgehend minimiert werden, sodass diese keine dauerhaften Beeinträchtigungen nach sich ziehen und somit die Empfindlichkeit und die Schutzziele der örtlichen Gegebenheiten nicht negativ beeinflussen.
Keine überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete betroffen; keine empfindlichen Nutzungen (Krankenhäuser, Schulen, Erholungsgebiete u.ä.) betroffen.

3.2 dem etwaigen grenzüberschreitenden Charakter der Auswirkungen,

Nicht gegeben.

3.3 der Schwere und Komplexität der Auswirkungen,

Durch die vorgegebenen Vermeidungsmaßnahmen können mögliche Auswirkungen in dem Umfang minimiert werden, dass das Vorhaben keine erheblich nachteiligen Umweltauswirkungen auf die Empfindlichkeit und die Schutzziele der örtlichen Gegebenheiten (§ 30-Flächen) haben wird.
3.4 der Wahrscheinlichkeit von Auswirkungen

Bei Beachtung der Vorgaben und Möglichkeiten zur Vermeidung von Beeinträchtigungen der Schutzgüter ist nicht mit dem Auftreten nachteiliger Umweltauswirkungen zu rechnen.
3.5 dem voraussichtlichen Zeitpunkt des Eintretens sowie der Dauer, Häufigkeit und Umkehrbarkeit der Auswirkungen,
Sowohl die nur temporär (Bauphase) als auch die dauerhaft anlagenbedingt (Landschaftsbild) wirksamen Umweltauswirkungen erreichen kein erhebliches Maß.
Eine Rücknahme der Renaturierung und der damit verbundenen Umweltauswirkungen ist prinzipiell möglich.

3.6 dem Zusammenwirken der Auswirkungen mit den Auswirkungen anderer bestehender oder zugelassener Vorhaben,
Andere Projekte, die mit dem Vorhaben in räumlichen Zusammenhang stehen sind nicht bekannt.
3.7 der Möglichkeit, die Auswirkungen wirksam zu vermindern.

Negative Auswirkungen können vor allem baubedingt auftreten. Diese sind durch sorgfältige Bauleitung weitgehend zu vermeiden und sind als nicht erheblich eingestuft.
Fazit
Die vorgenommenen Untersuchungen im Rahmen der standortbezogenen Vorprüfung des Einzelfalls zur Umweltverträglichkeit nach § 7 Abs. 2 UVPG ergab, dass besonders örtliche Gegebenheiten gemäß der in Anlage 3 Nummer 2.3 aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Somit wurde auf zweiter Stufe geprüft, ob das Neuvorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen auf die Empfindlichkeit und die Schutzziele der besonderen örtlichen Gegebenheiten haben kann und nach § 25 Abs. 2 bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen wären. Die Untersuchung ergab, dass für die Renaturierung der Alsenz im Bereich der Weiherwiesen (Gewässer III. Ordnung) die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung entbehrlich ist. Aus landespflegerischer Sicht bestehen somit keine nachhaltigen Bedenken gegen das Vorhaben.
Das Ergebnis dieser Vorprüfung ist gemäß § 5 Abs. 2 UVPG bekannt zu machen. Die Bekanntmachung erfolgt im Wochenblatt, dem Bekanntmachungsorgan des Donnersbergkreises und im Internet unter „www.donnersberg.de“.
Kirchheimbolanden, 04.03.2020
Kreisverwaltung Donnersbergkreis
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